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Weiterentwicklung der Agrarpolitik – Ja, aber präziser und einfacher 

 

Solothurn,  3. September 2003 – Der Regierungsrat unterstützt in seiner Vernehmlas-

sungsantwort an das Eidg. Volkswirtschaftsdepartement zu den rund 40 Ausfüh-

rungsverordnungen des Bundesrates die konsequente Weiterführung des eingeschla-

genen Weges in der Agrarpolitik (AP 2007). Er fordert jedoch verschiedene Vereinfa-

chungen und Präzisierungen. 

 

In seiner Antwort an das Eidg. Volkswirtschaftsdepartement unterstützt der Regie-

rungsrat des Kantons Solothurn den vom Bundesrat in den Ausführungsbestim-

mungen zum Landwirtschaftsgesetz und Tierseuchengesetz eingeschlagenen Kurs. 

Mit Besorgnis stellt er jedoch fest, dass das agrarpolitische Regelwerk zunehmend 

komplexer und intransparenter wird. Er verlangt deshalb verschiedene Vereinfa-

chungen und die Aufhebung der seiner Meinung nach überholten Höchstbestan-

desverordnung. 

 

Ausdrücklich begrüsst der Regierungsrat die weitgehende Vereinheitlichung von 

Begriffen wie jener der Standardarbeitskraft (SAK). Auch die angestrebte Ab-

stimmung von Grundanforderungen und Limiten für die Ausrichtung der Bundes-
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beiträge nimmt er gerne zur Kenntnis. Bezüglich der Standardarbeitskraft verlangt 

er jedoch eine Nachbesserung für die Definition des landwirtschaftlichen Gewerbes 

gemäss dem bäuerlichen Bodenrecht (BGBB).  

 

Ebenso ist der Regierungsrat der Meinung, dass die vorgeschlagene Mindestlimite 

für den Erhalt von Direktzahlungen von 0,25 SAK auf die bisherigen 0,3 SAK 

anzuheben und mittelfristig auf 0,4 SAK zu erhöhen sei. Auf der anderen Seite 

sei die Einstiegshürde von 1,2 SAK für die Strukturverbesserungs- und sozialen 

Begleitmassnahmen zu hoch und müsse auf 1,0 SAK herabgesetzt werden. Nur 

so gelinge es, die ohnehin knappen Mittel gezielt den berufsbäuerlichen Familien-

betrieben zu kommen zu lassen. Im Weiteren fordert er eine Flexibilisierung beim 

Festlegen der Schnittzeitpunkte für Ökoflächen und eine Erhöhung der Pau-

schalbeiträge sowie Beitragslimiten für landwirtschaftliche Hochbauten. 

 

Wenig Freude zeigt der Regierungsrat an der neu eingeführten Grundvorausset-

zung einer landwirtschaftlichen Ausbildung für die Ausrichtung der Direktzahlungen. 

Gerade für das Berggebiet und die Nebenerwerbsbetriebe stellt diese eine we-

sentliche Erschwernis für den Neueinstieg oder eine Betriebsübergabe dar. Weil 

diese Neuerung aber durch eine Gesetzesänderung vom Parlament explizit gefor-

dert wurde, werden in der Stellungnahme lediglich Vereinfachungen für den Voll-

zug aufgezeigt. 

 

 

 

Weitere Auskünfte erteilt: 

Bruno Meyer, Amt für Landwirtschaft, 032 627 25 01 


